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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Die Autopartei nahm ein altes Anliegen rechtsbürgerlicher und gewerblicher Kreise auf
und lancierte zu Jahresbeginn eine Volksinitiative "zur Abschaffung der direkten
Bundessteuer" . Die FDP hat hingegen ihre im Februar 1987 eingereichte Volksinitiative
"für ehe- und familiengerechtere Bundessteuern" zurückgezogen. Sie begründete den
Rückzug ihrer bisher einzigen Volksinitiative auf Bundesebene damit, dass deren
Forderungen in der Zwischenzeit durch die Steuergesetzreform und die
Sofortmassnahmen weitgehend erfüllt worden seien. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 18.09.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine Motion Schüle (fdp, SH) (Mo. 96.3653) verlangte als Beitrag zur Stärkung der
Schweizer Wirtschaft verschiedene befristete steuerliche Massnahmen, darunter eine
Erhöhung des Abzugs für künftige Forschungs- und Entwicklungsaufträge, die teilweise
Abzugsfähigkeit des Steueraufwandes bei Personengesellschaften und die befristete
Aufhebung der Dumont-Praxis (Abzug der Unterhaltskosten erst nach fünf Jahren seit
dem Erwerb einer Liegenschaft). Der Ständerat überwies die Vorschläge auf Antrag des
Bundesrates als Postulat. Auch der Nationalrat überwies eine praktisch gleichlautende
Motion der FDP-Fraktion (Mo. 96.3622) nur in Postulatsform. 2

MOTION
DATUM: 20.06.1997
EVA MÜLLER

Der Nationalrat überwies eine Motion der FDP-Fraktion zur Förderung von
Unternehmensgründungen im KMU-Bereich durch eine steuerliche Begünstigung von
Risikokapital als Postulat. Im Zentrum stand dabei die Befreiung von Venture-capital-
Beteiligungsgesellschaften vom Emissionsstempel sowie von jeglicher Ertrags- und
Kapitalsteuer sowie eine steuerliche Begünstigung von Privaten, die sich an
Risikokapitalgesellschaften direkt beteiligen. 3

MOTION
DATUM: 21.09.1998
URS BEER

Das Wahljahr bot verschiedene Schaukämpfe um das Thema Steuern. Die FDP lancierte
eine Steuerstopp-Initiative, die CVP präsentierte ihr Steuerreform-Konzept und die SVP
forderte die Senkung der direkten Bundessteuer um 10% bis 2001 bei gleichzeitiger
Reduktion der Bundesausgaben. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.08.1999
DANIEL BRÄNDLI

Die Freisinnigen lancierten eine Volksinitiative für einen Steuerstopp, welche die
Fiskalquote (als Anteil der Steuereinnahmen am Bruttoinlandprodukt) einschränken will
und zu diesem Zweck die Einführung eines Steuermoratoriums auf sieben Jahre
vorsieht. Die FDP befürchtete, dass in Zukunft zu viele einzelne Steuerprojekte an die
Urne kommen, deren Auswirkungen auf das Steuersystem insgesamt nicht genügend
berücksichtigt würden. Früher als angekündigt wurde die Initiative am Parteitag im
August lanciert. 5

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 30.08.1999
DANIEL BRÄNDLI

Indirekte Steuern

Nach dem Ständerat folgte auch die Volkskammer dem Bundesrat und empfahl die
beiden Volksinitiativen zur Abschaffung der Schwerverkehrssteuer resp. der
Autobahnvignette, welche 1986 vom Automobiljournalisten Bernhard Böhi eingereicht
worden waren, ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung. Neben der AP, der LP und
Exponenten des Auto- und Transportgewerbes aus der SVP hatte sich auch eine
gewichtige Minderheit der FDP-Fraktion für die beiden Initiativen stark gemacht. Die
Begehren werden allerdings dem Volk nicht zur Abstimmung vorgelegt werden. Böhi
zog sie zurück, nachdem es ihm nicht gelungen war, die grossen Automobilverbände für
ein substantielles finanzielles Engagement in der Abstimmungskampagne zu gewinnen. 6

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.07.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Der Nationalrat überwies mit 70 zu 60 Stimmen gegen den Widerstand der FDP-
Fraktion eine Motion seiner Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen, die den
Bundesrat ersucht, die aus der Mehrwertsteuer resultierenden
Wettbewerbsverzerrungen zu beseitigen, welche die Bahn im grenzüberschreitenden
Verkehr erleidet. 7

MOTION
DATUM: 10.12.1998
URS BEER

Der Nationalrat überwies eine Motion der FDP-Fraktion, die vom Bundesrat ein Konzept
für eine künftige Inanspruchnahme der Mehrwertsteuer zur Mitfinanzierung der
Sozialversicherungswerke und weiterer Bundesaufgaben verlangte, als Postulat. 8

MOTION
DATUM: 17.06.1999
DANIEL BRÄNDLI

Finanz- und Ausgabenordnung

Nach Annahme der Mehrwertsteuervorlage reichten die Fraktionen der FDP (Mo.
93.3576) und der SVP (Mo. 93.3599) sowie Nationalrat Oehler (cvp, SG) (Mo. 93.3577) je
eine Motion ein, die verlangen, schon ab Mitte des Jahres 1994, also vor Inkrafttreten
des neuen Steuersystems, den sogenannten Vorsteuerabzug für Investitionsgüter zu
gewähren, um einen Investitionsstau zu verhindern und die Konjunktur zu beleben. 9

MOTION
DATUM: 28.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Mit einem Ja-Stimmenanteil von knapp 71% und der Zustimmung aller Kantone wurde
das Haushaltsziel 2001 deutlicher als erwartet angenommen. Am klarsten stimmte der
Kanton Appenzell Innerrhoden mit einem Ja-Anteil von 81,1% zu, gefolgt von den
Kantonen Glarus (78,1%), Zug (78,0%), St.Gallen (77,1%) und Nidwalden (77,0%). Am
knappsten war die Annahme der Vorlage mit einem Unterschied von lediglich 590
Stimmen im Kanton Jura (52,1%). In der Romandie (61%) und in der
italienischsprachigen Schweiz (62%) fiel die Zustimmung generell weniger deutlicher
aus als in der Deutschschweiz (74%), was nicht zuletzt auf die schwierigere
Wirtschaftslage zurückgeführt wurde. Das Ergebnis war für Finanzminister Villiger ein
persönlicher Erfolg, nachdem er sich für die Vorlage besonders intensiv eingesetzt
hatte. Die bürgerliche Seite zeigte sich mit dem deutlichen Verdikt des Volkes
zufrieden. Nach Ansicht von CVP-Präsident Durrer habe das Volk einer Finanzpolitik zu
Lasten kommender Generationen eine deutliche Absage erteilt. FDP-Präsident
Steinegger interpretierte das Abstimmungsergebnis als eindeutige Legitimation, die
Bundesfinanzen in Ordnung zu bringen, insbesondere auf der Ausgabenseite. Für die
SVP war klar, dass das Volk genug habe von der Schuldenwirtschaft; beim Sparen gebe
es in Zukunft keine Tabu-Bereiche mehr. Die SP als eigentliche Verliererin des
Abstimmungskampfes forderte die Umsetzung der Versprechen am runden Tisch und
verlangte, dass zur Sanierung des Bundeshaushaltes keine einseitigen Sparübungen zu
Lasten der Sozialwerke gemacht werden dürften. Enttäuscht zeigte sich auch die Grüne
Partei, die dem Bundesrat vorwarf, die Bevölkerung getäuscht zu haben, indem er eine
Lösung der Finanzprobleme ohne Mehreinnahmen als möglich erscheinen liess.

Abstimmung vom 7. Juni 1998

Beteiligung: 40,9%
Ja: 1 280 329 (70,7%) / 20 6/2 Stände
Nein: 530 486 (29,3%) / 0 Stände

Parolen:
— Ja: FDP, CVP, SVP, LP, LdU, EVP, FP, SD, EDU; SGV, Vorort, Arbeitgeberverband,
Angestelltenverbände, Bauernverband.
— Nein: SP, GP, CSP, Lega, PdA; SGB, CNG. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.06.1998
URS BEER
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